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Betreuungsgeld bedeutet Wertschätzung für Eltern 

von Steffen Flath, Fraktionsvorsitzender  
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Es muss schlecht bestellt sein um die 

elterliche Erziehungsleistung in 

Deutschland. Diesen Eindruck kºnnte 

man bekommen angesichts des heftig 

gef¿hrten Disputs um das Betreuungs-

geld. Nicht erst seitdem der Koalitions-

ausschuss von CDU und FDP in Berlin 

die Einf¿hrung des Betreuungsgeldes 

f¿r Kinder im 2. und 3. Lebensjahr 

beschlossen hat, streitet die Republik 

¿ber die von Kritikern als 

ĂHerdprªmieñ verunglimpfte finanziel-

le Unterst¿tzung f¿r Eltern. In einem 

seltenen Schulterschluss lehnen jetzt 

auch Arbeitgeber und Gewerkschaften 

das Geld ab. Nach Ansicht von Ar-

beitsgeber-Prªsident Dieter Hundt und 

DGB-Chef Michael Sommer w¿rden 

damit Ădie falschen Signaleñ gesetzt. 

Es sei sinnvoller, Ăin Bildungs- und 

Betreuungseinrichtungen zu investie-

renñ. Fr¿he Fºrderung sei wichtig f¿r 

spªtere Berufschancen. AuÇerdem 

w¿rde das Geld einen Anreiz schaffen, 

dem Arbeitsmarkt lªnger fernzublei-

ben.  

Die Botschaft der Arbeitgeber- und 

Arbeitnehmervertreter ist klar: Krippe 

ist allemal besser als elterliche Betreu-

ung. Statt die Berufschancen von M¿t-

tern zu verbessern, will die Wirtschaft 

Kinder schon im Kleinkindalter der 

staatlichen Erziehung zugef¿hrt wis-

sen. Ein fatales Signal. Damit werden 

schon zwei- bis dreijªhrige Kleinkin-

der zu isolierten Bildungssubjekten 

degradiert. Der Stellenwert von Mutter 

und Vater wird offenbar geringge-

schªtzt.  
 

Eltern sind nicht zu ersetzen    

So berechtigt die Kritik am Betreu-

ungsgeld im Einzelfall sein mag, so 

schªdlich ist sie f¿r die gesellschaftli-

che Anerkennung elterlicher F¿rsorge. 

Zugegeben, 100 bis 150 Euro im Mo-

nat schaffen keine echte Wahlmºglich-

keit zwischen Krippe und Job auf der 

einen Seite und hªusliche Betreuung 

auf der anderen. Sicher gibt es Eltern, 

die ¿berfordert sind, die Hilfe und Un-

terst¿tzung bei der Erziehung ihrer 

Kinder benºtigen. Und nat¿rlich ist es 

nicht auszuschlieÇen, dass das ausge-

zahlte Betreuungsgeld nicht immer 

dem Kindeswohl zu Gute kommt. Aber 

die Politik darf ihr Handeln nicht allein 

von Problemfªllen ableiten. Politik 

muss vielmehr auf diejenigen setzen, 

die f¿r den Staat eine unschªtzbare 

Leistung erbringen: die Eltern. Der 

Staat wªre verloren, w¿rde es elterli-

che Liebe und Zuwendung, Erziehung 

und Wertevermittlung nicht geben. 

Mutter und Vater sind nicht austausch-

bar und wenn ¿berhaupt, nur in Teilen 

ersetzbar. Das Betreuungsgeld ist ein 

¿berfªlliges Signal f¿r die Wertschªt-

zung der Elternverantwortung. Gerade 

an Weihnachten, dem Fest der Familie, 

sollte sich die Politik daran erinnern.   
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CDU-Landtagsfraktion drängt auf Korrekturen bei Plänen zur EU-Agrarreform 

Die 46. Plenarsitzung hat am 14. 

Dezember 2011 mit einer Fachre-

gierungserklªrung von Sachsens 

Landwirtschaftsminister Frank 

Kupfer zur k¿nftigen EU-

Agrarpolitik und die Auswirkun-

gen auf den Freistaat begonnen. 

Der CDU-Agrarexperte 

Thomas Schmidt sieht 

noch erheblichen Kor-

rekturbedarf an den 

Plªnen der Europªi-

schen Kommission zur 

Ausgestaltung der Ag-

rarpolitik nach 2013. 

Zahlreiche von der EU 

geplante  nderungen 

seien in der Steuerungs-

wirkung zweifelhaft 

und damit nicht nach-

vollziehbar und w¿rden 

den Ăb¿rokratischen 

Aufwand sowohl bei 

Landwirten als auch bei 

staatlichen Stellen exorbitant zu 

Buche schlagenñ, kritisierte der 

stellvertretende Fraktionsvorsitzen-

de Schmidt.  

So seien Obergrenzen der Direkt-

zahlungen klar abzulehnen. Eine 

europaweit einheitliche Festlegung 

eines Arbeitskraftfaktors sei wegen 

der verschiedenen Modelle der Er-

fassung von Arbeitskrªften und der 

weit gefªcherten Betriebs- und Ei-

gentumsformen schlicht und er-

greifend unmºglich. AuÇerdem 

w¿rde die zusªtzliche Erfassung, 

Kontrolle und Sanktionierung des 

Arbeitskrªftefaktors gerade auf der 

staatlichen Seite, der nicht nur in 

Sachsen und Deutschland, sondern 

europaweit dringend notwendiger 

Reduzierung von Staatsausgaben 

genau entgegenwirken.  

F¿r das angedachte Greening, 

sprich der Einhaltung von zusªtzli-

chen Umweltauflagen als Voraus-

setzung f¿r die Direktzahlungen, 

forderte der umweltpolitische Spre-

cher der CDU-Landtagsfraktion 

Stephan Meyer  die vorgeschlage-

nen MaÇnahmen so zu 

gestalten, Ădass sie ei-

nen tatsªchlichen Nut-

zen f¿r die Umwelt 

erbringen und ein an-

gemessenes Verhªltnis 

zwischen erwarteter 

Zielerreichung der 

MaÇnahmen und deren 

b¿rokratischem Auf-

wand hergestellt wird.  

Ich halte es f¿r zielge-

richteter, dass die Fºr-

derung von Umweltzie-

len schon aus Gr¿nden 

der Subsidiaritªt und 

wegen ihrer lªngerfris-

tigen Ausgestaltung besser im Rah-

men der MaÇnahmen der 2. Sªule 

der Finanzierung erreicht werden 

kann. Dadurch kºnnen in verschie-

denen Regionen eines Mitglieds-

staates spezifische Umweltbedin-

gungen ber¿cksichtigt werden.ñ 
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ăWehrhafte Demokratie braucht Kontrolle und Verfassungsschutzò 

Gegen eine Abschaffung der Parla-

mentarischen Kontrollkommission 

(PKK) hat sich der CDU-

Landtagsabgeordnete und PKK-

Vorsitzende Prof. G¿nther Schnei-

der ausgesprochen. ĂWer die PKK 

abschafft, entzieht dem Parlament 

eine wesentliche Kontrollmºglich-

keit.ñ Gleichzeitig unterstrich 

Schneider die Bedeutung des Ver-

fassungsschutzes. ĂExtremisten 

versuchen, ihre wahren Ziele und 

ihre Aktivitªten vor der ¥ffentlich-

keit zu verbergen. Ihnen muss der 

Staat wachsam und wehrhaft ge-

gen¿ber stehen. Die bloÇe straf-

rechtliche Ahndung reicht nicht 

aus. Ein wehrhafter Staat muss sich 

vielmehr bereits im Vorfeld straf-

rechtlicher Handlungen ¿ber extre-

mistisches Tun ein klares Bild ver-

schaffen. So gesehen ist der Ver-

fassungsschutz unverzichtbar. Wir 

brauchen ihn.ñ Eine wehrhafte De-

mokratie erfordere zwingend den 

Einsatz nachrichtendienstlicher 

Mittel. Der Verfassungsschutz ist 

ein notwendiges Fr¿hwarnsystem. 

ĂSeit der Aufdeckung des Rechts-

terroristentrios m¿ssen wir uns al-

lerdings die Frage stellen, warum 

das Fr¿hwarnsystem nicht funktio-

niert hatñ, so Schneider. 



Koalitionsfraktionen beschließen Investitionsprogramm für Kommunen 

Sachsens Landkreise und Kreis-

freie Stªdte sollen 2012 zusªtzlich 

21 Millionen Euro f¿r Investitio-

nen in die Infrastruktur erhalten. 

Darauf haben sich die Koalitions-

fraktionen von CDU und FDP am 

15. Dezember am Rande der Land-

tagssitzung geeinigt. Das Fºrder-

programm wird aus den erst vor 

wenigen Wochen vom Finanzmi-

nisterium vorgestellten Steuer-

mehreinnahmen finanziert. Die 

Verteilung der Mittel wird an die 

Bevºlkerungszahlen gekoppelt. 

AuÇerdem erhalten die Landkreise 

nªchstes Jahr weitere zehn Millio-

nen Euro. Dabei handelt es sich um 

vorgezogene Mittel, die den Land-

kreisen erst 2013 zugestanden hªt-

ten. ĂUns war es wichtig, dass den 

Kommunen mºglichst schnell die 

von den Menschen in Sachsen er-

wirtschafteten Steuermehreinnah-

men  zugutekommen und sie damit  

2012 finanzielle Planungssicher-

heit haben. Durch das Programm 

kºnnen die Kommunen und Land-

kreise jetzt dringend notwendige 

Investitionen in Kitas, Kranken-

hªuser, Schulen, Sportstªtten oder 

beim Denkmalschutz vornehmen 

und die Fachfºrderprogramme des 

Freistaates kofinanzierenñ, sagte 

Steffen Flath, Vorsitzender der 

CDU-Landtagsfraktion. 

Das gesamte Investitionsprogramm 

soll bereits im Januar-Plenum 2012 

vom Landtag beschlossen werden. 
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Neue Ruhestandsregelungen für Beamte   
 

Der Sªchsische Landtag hat das 

ĂGesetz zur  nderung beamten- 

und besoldungsrechtlicher Rege-

lungen zum Stellenabbauñ, das so-

genannte Stellenabbaubegleitge-

setz, beschlossen.  Damit wurde f¿r 

die sªchsischen Beamten eine be-

fristete Sonderregelung geschaffen, 

nach der unter bestimmten Umstªn-

den die Altersgrenze f¿r den Ein-

tritt in den Ruhestand auf 60 Le-

bensjahre gesenkt wird. Dabei wird 

ein Versorgungsabschlag in Hºhe 

von 3,6 Prozent pro Jahr, maximal 

aber insgesamt 10,8 Prozent, fªllig. 

Zum Ausgleich des Abschlages 

wird ein mºglicher Hinzuverdienst 

bis zum Erreichen der gesetzlichen 

Altersgrenze nicht angerechnet. 

Die vorzeitige Pensionierung muss 

vor dem 1. Januar 2014 beantragt 

werden und ist bis 2020 befristet. 

ĂDie neuen Ruhestandsregelungen 

f¿r Beamte liegen im Interesse des 

Freistaats und der Betroffenen. Au-

Çerdem unterst¿tzen wir den be-

schlossenen Stellenabbau im ºf-

fentlichen Dienstñ, sagte der stell-

vertretende Vorsitzende des Haus-

halts- und Finanzausschusses und 

CDU-Abgeordnete Peter Wilhelm 

Patt. ĂIm Personalbereich der 

Staatsverwaltung m¿ssen wir 

schnellstmºglich zwei groÇe Auf-

gabenfelder austarieren, die sich 

aus der demografischen Situation 

und den Finanzierungsverhªltnis-

sen des Freistaats ergeben: Der im 

Vergleich zu anderen Bundeslªn-

dern ¿berdurchschnittliche Stellen-

bestand im ºffentlichen Dienst  

f¿hrt bei 

r¿cklªufi-

ger Bevºl-

kerung zu 

einem 

nicht mehr 

finanzier-

baren An-

stieg der 

Lohnkos-

ten. AuÇer-

dem f¿hrt 

die verlªngerte Lebenserwartung, 

insbesondere bei den Beamten, zu 

enormen Versorgungsaufgaben f¿r 

den Staatñ, so Patt.   
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